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EINSPRUCH

Sehr geehrte Damen und Herren,
hiermit erhebe ich Einspruch gegen die von Ihnen geforderten Verbindungsgebühren vom 19.09.2008 in Höhe von 512,25 Euro. 
Begründung:

1. Die von Ihnen verlangten Telefonkosten stehen m. E. in keinem Verhältnis zu der von Ihnen aufgeführten Verbindungszeit von 12:46:21 Minuten.

2. Man hat mich weder mündlich, noch schriftlich auf die finanziellen Risiken hingewiesen, die eine Einwahl übers Handy ins Internet verursachen kann(siehe Anhang)!
Mit freundlichen Grüßen

Unterschrift:
xxxxxxxxxxxx
Anhang:

Entscheidung des AG Frankfurt a.M. vom 2.11.2007

Tatbestand: Der Kunde verwendete ein Handy. Auf einmal kam es zur wiederholten analogen Einwahl in das Internet, die über einen längeren Zeitraum unbemerkt stattfand. Anstelle einer Normalen Handyrechnung sollte der Kunde über 2500 Euro bezahlen.

Antwort des Gerichts: Dieses Verhalten sei derart ungewöhnlich und eigentlich nur durch einen technischen Fehler zu erklären. Deshalb sei der TK-Anbieter zu einem entsprechenden Hinweis verpflichtet gewesen. Durch das Unterlassen dieses Hinweises habe er seine Gebührenforderung verwirkt.
Ich weise ferner auf einen Artikel vom Bundesministerium für Verbraucherschutz hin, der folgendes aussagt: 

Die Unternehmen sind gesetzlich verpflichtet, gut erkennbar auf die Kostenpflichtigkeit der Angebote hinzuweisen. Unternehmen müssen gemäß §§ 1 Abs. 1, Abs. 6 Preisangabenverordnung transparente Endpreise angeben. Klauseln in Allgemeinen Geschäftsbedingungen, in denen sich die Kostenpflichtigkeit eines Internetangebots versteckt, sind für Verbraucherinnen und Verbraucher gemäß § 305 c Abs. 1 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) überraschend und unwirksam, wenn sie aufgrund des Erscheinungsbilds der Internetseite nicht mit einer kostenpflichtigen Leistung rechnen mussten (Amtsgericht München, Urteil vom 16.1.2007 – Az.: 161 C 23695/06). Verstoßen die Unternehmen gegen diese Vorschriften, können die Verbraucherzentralen und die Wettbewerbszentrale diese Unternehmen abmahnen und auf Unterlassung verklagen. Bei einem Verstoß gegen ein entsprechendes Urteil droht ein Bußgeld bis zu 250.000 Euro.

